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1. Einleitung 

Am 13. Juni 2008 hat das Parlament die neue Pflegefinanzierung verabschiedet (BBl 2008 
5247). Aus dem Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung ergeben sich 
die folgenden Gesetzesänderungen: 

 Änderung des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung (AHVG; SR 831.10):  

- Einführung einer Hilflosenentschädigung leichten Grades für Rentenbezügerinnen 
und -bezüger mit einer leichten Hilflosigkeit, die zu Hause leben1; 

 Änderung des Bundesgesetzes vom 6. Oktober 2006 über die Ergänzungsleistungen 
(ELG; SR 831.30):  

- der Aufenthalt in einem Heim darf nicht eine Sozialhilfe-Abhängigkeit begründen; 

- Erhöhung der Vermögensfreibeträge, die bei der Berechnung der Hilflosenentschädi-
gung berücksichtigt werden; 

 Änderungen des Bundesgesetzes vom 18. März 1994 über die Krankenversicherung 
(KVG; SR 832.10):  

- Ausrichtung eines Beitrags in Franken entsprechend dem Pflegebedarf durch die ob-
ligatorische Krankenpflegeversicherung (OKP); 

- Die Akut- und Übergangspflege (max. 14 Tage im Anschluss an einen Spitalaufent-
halt) wird nach den Regeln der Spitalfinanzierung vergütet (Art. 49a Abs. 2 KVG: 
mindestens 55% zulasten des Kantons, der Rest zulasten des Krankenversicherers); 

- Die nicht von den Sozialversicherungen gedeckten Pflegekosten werden von den 
Versicherten bis zu einem Betrag von höchstens 20% des höchsten Pflegebeitrags 
finanziert, der vom Bundesrat festgesetzt wird;  

- Übergangsbestimmungen: Einführung des Grundsatzes der Kostenneutralität und 
Festlegung einer Frist von höchstens drei Jahren für die Angleichung der Tarife durch 
die Kantonsregierungen. 

An ihrer Sitzung vom 28. April 2010 hat die Kommission für soziale Sicherheit und Gesund-
heit des Nationalrates (SGK-N) die Verwaltung beauftragt, sie über den Stand der Umset-
zung der Pflegefinanzierung in den Kantonen zu informieren. Zu diesem Zweck hat das Bun-
desamt für Gesundheit (BAG) in Zusammenarbeit mit der Schweizerischen Konferenz der 
kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) eine Umfrage bei den kantona-
len Gesundheitsämtern durchgeführt.  
 

2. Resultate der Umfrage 

2.1. Themen der Umfrage 

Der Fragebogen umfasste eine erste allgemeine Frage zum Stand der gesetzgeberischen 
Arbeiten in den einzelnen Kantonen und danach acht Fragen zu den folgenden Themen:  

1. Aufgabenverteilung im Kanton; 

2. Restfinanzierung; 

3. Patientenbeteiligung; 

4. Aufenthalt ausserhalb des Wohnkantons; 

5. Akut- und Übergangspflege; 

6. Leistungserbringer; 

7. Übergangsbestimmungen; 

8. Ergänzungsleistungen. 

 

 

                                                      
1 Diese Entschädigung entfällt bei einer Unterbringung in einem Pflegeheim (Art. 43bis Abs. 1bis AHVG). 
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2.2. Antworten der Kantone 

Die einleitende Frage bezog sich darauf, ob die Ausführungsgesetzgebung erlassen wurde 
oder sich noch im Entwurfsstadium befindet. Die Bestandesaufnahme erfolgte je nach Kan-
ton zwischen dem 2. und dem 19. November 2010. Die in der Beilage 2 aufgeführten Geset-
zesbestimmungen oder Entscheide für jeden Kanton sind das Resultat der zusätzlichen Re-
cherchen des BAG, um den Stand der Regelungen möglichst aktuell wiederzugeben. Zu-
sammengefasst sieht die aktuelle Situation wie folgt aus: 

 21 Kantone haben ein Gesetz und /oder eine Verordnung, oder Bestimmungen in einem 
Gesetz oder einer Verordnung erlassen (AG, AR, BL BS, FR, GE, GR, JU, LU, NE, NW, 
SG, SH, SO, SZ , TG, TI, VD, VS, UR, ZG, ZH). 

 In 4 Kantonen hat der Regierungsrat eine Entscheidung getroffen (AI, BE, GL, OW). 

Aufgrund der Antworten auf die übrigen acht Fragen lässt sich teilweise aufzeigen, dass ge-
meinsame Regeln verabschiedet wurden, doch zumeist sind die Antworten heterogen. Als 
Mehrheit haben wir im Übrigen jeweils die Antworten von 13 oder mehr Kantonen bezeich-
net; keine Frage wurde einstimmig beantwortet. 

 

2.2.1. Aufgabenverteilung 

Aufgrund der Vielfalt der Antworten auf diese erste Frage lassen sich keine endgültigen 
Schlüsse ziehen. Einige Kantone haben diese Frage auf die Organisations- und Entschei-
dungskompetenzen bezogen, während sich andere Kantone zu den finanziellen Zuständig-
keiten geäussert haben. Die Grösse der Kantone ist auf den ersten Blick nicht ein entschei-
dendes Kriterium für eine Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen Kanton und Gemeinden 
oder umgekehrt für die alleinige Zuweisung der Kompetenzen an den Kanton oder an die 
Gemeinden.  

 In der Mehrheit der Kantone (16) sind die Kompetenzen zwischen dem Kanton und den 
Gemeinden aufgeteilt (AG, AR, BE, BL, BS, FR, GL, JU, SG, SH, SO, SZ, TG, TI, UR, 
VS).  

 Die Aufteilung zwischen Kanton und Gemeinden kann je nach Bereich unterschiedlich 
sein (ambulante Pflege; stationäre Pflege; Spitex; Pflege im Pflegeheim; Tages- und 
Nachtstrukturen; Akut- und Übergangspflege). 

 In vier Kantonen liegt die Zuständigkeit ausschliesslich beim Kanton (AI, GE, NE, VD). 

 In fünf Kantonen liegt die Zuständigkeit ausschliesslich bei den Gemeinden (GR, LU, 
OW, ZG, ZH).  

 

2.2.2. Restfinanzierung 

Die Neuregelung der Pflegefinanzierung sieht bekanntlich folgende Finanzierung der Pflege-
kosten vor: 

 Beitrag der OKP (Art. 7a KLV); 

 Beteiligung der versicherten Person, höchstens 20% des vom Bundesrat festgesetzten 
höchsten Pflegebeitrags. Dieser beläuft sich somit auf maximal CHF 21.60/Tag für die 
Pflege im Pflegeheim und auf CHF 15.95/Tag für die Pflege zu Hause (Art. 25a Abs. 5 
KVG und 7a KLV); 

 die von den Kantonen geregelte Restfinanzierung für die nicht durch den Beitrag der 
OKP und die Patientenbeteiligung gedeckten Pflegekosten. Sie können eine maximale 
Pflegetaxe festlegen. 

  

a) Regelung der Restfinanzierung – Modalitäten der Finanzflüsse 

Das Niveau und der Genauigkeitsgrad der Antworten zur Restfinanzierung sind sehr unter-
schiedlich.  

15 der 26 befragten Kantone überweisen die Restfinanzierung direkt an die Leistungserbrin-
ger (AG, BE, BS, FR, GE, GL, GR, JU, LU, NE, NW, TI, UR, VD, VS).  
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Die Modalitäten dieser Finanzierung können wie folgt variieren:  

 In fünf Kantonen wird die Restfinanzierung vom Kanton und von den Gemeinden über-
nommen (FR; GR: für die Pflege zu Hause beträgt die Beteiligung des Kantons 55% und 
jene der Gemeinden 45%, für die Pflege im Heim liegen die entsprechenden Anteile bei 
25% und 75%; SH; UR; ZH). 

 Fünf Kantone überweisen Anzahlungen, die durch eine jährliche Abrechnung ergänzt 
werden (JU, NE; NW: normative Pflegetaxe, die für alle Leistungserbringer gilt; TI: über 
einen Leistungsvertrag; VS: die Anteile der Gemeinden an den Beiträgen sind analog zu 
den kantonalen Anteilen geregelt). 

 Der Kanton Genf stellt die Restfinanzierung durch einen jährlichen Beitrag sicher, der nur 
den anerkannten gemeinnützigen Einrichtungen ausgerichtet wird, die über einen Leis-
tungsvertrag verfügen. Diese Lösung erscheint problematisch, da möglicherweise eine 
Ungleichbehandlung zwischen öffentlichen und privaten Einrichtungen enstehen könnte. 

 Zwei Kantone geben an, dass die Rechnungen den Leistungserbringern über eine kanto-
nalen Clearingstelle bezahlt werden (AG: Ausgleich durch die Gemeinden im Rahmen 
des Finanz- und Lastenausgleichs; VD).  

 Der Kanton Freiburg hält fest, dass das Beitragssystem die vollständige Deckung des 
Aufwands der Spitexorganisationen regelt, während die Modalitäten der Rechnungstel-
lung bei den Pflegefachfrauen und Pflegefachmännern noch nicht geregelt sind. Die 
Restfinanzierung der Pflege im Pflegeheim erfolgt zu 45% durch den Kanton und zu 55% 
durch die Gesamtheit der Gemeinden. Die Aufteilung unter den Gemeinden soll anteil-
mässig nach ihrer gesetzlichen Bevölkerung erfolgen, ebenso wie die Beteiligung der 
Gemeinwesen an den Betreuungskosten. 

 Der Kanton Luzern überweist die Restfinanzierung über eine Vollmacht des Bewohners 
an die Leistungserbringer. 

 In vier Kanton übernehmen die Gemeinden die Restfinanzierung (AG; GL: im ambulanten 
Bereich entrichten die Gemeinden die Kosten als Global- oder Defizitbeitrag, die Rest-
kosten werden leistungsorientiert entschädigt; SZ; BL: ebenfalls Rechnungstellung).  

 Im Kanton Obwalden wird die Frage der Beteiligung an den Pflegekosten von den Ge-
meinden einzeln geregelt. Für die Rechnungstellung und das Inkasso sind generell die 
Leistungserbringer zuständig; sie stellen den Gemeinden die von diesen zu tragenden 
Kosten in Rechnung. 

 Im Kanton St. Gallen erfolgt die Abwicklung der Zahlungen für die stationäre Pflege und 
die Tages- und Nachtstrukturen über die Sozialversicherungsanstalt. Diese überweist die 
Restfinanzierung direkt an die betreffenden Personen. Die Auszahlung der Restfinanzie-
rung erfolgt monatlich zusammen mit den Ergänzungsleistungen und der Hilflosenent-
schädigung. Die Erstanmeldung zur Pflegefinanzierung muss bei der AHV-Zweigstelle 
der Wohngemeinde erfolgen. Bei der ambulanten Pflege stellen die Leistungserbringer 
die Restfinanzierung direkt den Gemeinden in Rechnung. Bei der Akut- und Übergangs-
pflege entrichten die Gemeinden ihren Anteil gestützt auf eine Vereinbarung direkt an die 
Leistungserbringer. 

 Der Kanton Schaffhausen gibt an, dass die Beiträge des Kantons und der Gemeinden 
direkt auf der Rechnung aufgeführt sind, die in der Regel monatlich gestellt wird. 

 Der Kanton Schwyz sieht für die stationäre Pflege vor, dass die Ausgleichskasse als 
Durchführungsstelle fungiert und die Gemeinden die Rechnungstellung an die Versicher-
ten übernehmen. Was die Spitex anbelangt, ist die Restfinanzierung im Leistungsvertrag 
geregelt. Besteht kein derartiger Vertrag, kann der Anspruch vierteljährlich bei der Ge-
meinde geltend gemacht werden. 

 Im Kanton Thurgau stellen die Spitexorganisationen Rechnung an die Gemeinde, wäh-
rend die Pflegeheime die Rechnungen direkt an die Bewohnerinnen und Bewohner rich-
ten. 

 Im Kanton Uri ist die Restfinanzierung für die stationäre Pflege durch die Gemeinden, 
jene für die ambulante Pflege durch den Kanton geregelt. 
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 Der Kanton Zug gibt an, dass die Trägerschaft die Restfinanzierung übernimmt, ohne 
genauer auszuführen, ob es sich dabei um den Kanton, die Gemeinden oder beide zu-
sammen handelt. 

 Der Kanton Zürich hat Normkosten definiert (Benchmark = 50. Perzentil). Der Kanton und 
die Gemeinden übernehmen die Restfinanzierung bis zu den Normkosten. Die übrigen 
Kosten gehen zulasten der Trägerschaft.   

 Der Kanton Appenzell Ausserrhoden hat sich noch nicht entschieden. 

 Zwei Kantone entrichten keinen kantonalen Beitrag (AI; SO: keine Restfinanzierung not-
wendig). 

 

b) Festlegung einer maximalen Pflegetaxe und Kalkulationsbasis für diese Taxe 

In der Bundesgesetzgebung ist keine maximale Pflegetaxe festgelegt. Somit verfügen die 
Kantone, die eine derartige Taxe festgelegt haben, über ein Instrument zur Kosteneindäm-
mung, während jene, die keine Taxe festgesetzt haben, das Risiko eingehen, eine unkontrol-
lierte Restfinanzierung tragen zu müssen. Acht Kantone haben die Kalkulationsbasis für die-
se Taxe angegeben, die jeweils unterschiedlich ist (AG, AI, AR, GE, GL, LU, SG, TG). 

 

Zwölf Kantone haben eine maximale Taxe festgelegt (AG; AI; AR; BE; BL; GE; GL; SG; SZ: 
bei den Pflegeheimen wird nur eine maximale Pflegetaxe festgelegt, wenn die Vorgaben 
nicht eingehalten werden, und bei der ambulanten Pflege wird eine derartige Taxe festge-
setzt, wenn kein Leistungsauftrag besteht; TG; VS; ZG: Festlegung eines Rahmentarifs). 

 

Andere Kantone haben nicht direkt eine maximale Pflegetaxe definiert, sehen aber verwand-
te Lösungen vor: (BS: Festlegung einer einheitlichen Taxe, es gilt der gleiche Preis für die 
gleiche Leistung; FR: der Gesetzesentwurf sieht vor, dass sich die Preisobergrenze für die 
Pflege aus der Berechnung der Pflegekosten ergibt; JU: Festlegung der Maximaltarife nach 
Kategorie; NE: auf vordefinierte Gruppen anwendbare Tarife; NW; OW; TI: festgelegter 
Normtarif für die Pflege im Pflegeheim und zu Hause sowie festgelegte Obergrenze für die 
anderen Beträge; UR; VD).  

 

c) Kontrolle der Rechnungstellung der Leistungserbringer durch den Kanton 

In der Mehrheit der Kantone (19) ist eine Kontrolle bezüglich der Rechnungstellung der Leis-
tungserbringer vorgesehen (AG, AI, BE, BL, BS, GE, GR, JU, LU, NE, NW, OW, SG, SO, 
TG, TI, UR, VS, ZG). Die Zuständigkeit für diese Kontrolle liegt meist bei den Kantonen. Ei-
nige haben diese Aufgabe den Gemeinden oder einer anderen Stelle übertragen. 

 

2.2.3. Patientenbeteiligung (nach Art. 25a Abs. 5 KVG) 

Fast alle Kantone haben bereits Bestimmungen zur Beteiligung der Versicherten verab-
schiedet oder planen den Erlass derartiger Bestimmungen. Die meisten haben eine Beteili-
gung der versicherten Person an den Kosten im Umfang von 10% für die Pflege zu Hause 
und von 20% für die Pflege im Pflegeheim festgelegt. Einige Kanton verzichten im Spitexbe-
reich sogar ganz auf eine Beteiligung. Sie übernehmen somit eine höhere Restfinanzierung 
für diese Art von Pflege und schaffen damit einen Anreiz, um die Personen möglichst lange 
zu Hause zu betreuen. Ein Kanton scheint diese Kompetenz an die Gemeinden delegiert zu 
haben (GL). 

 

a) Regelung der möglichen Beteiligung der versicherten Person im Umfang von 
maximal 20% des höchsten vom Bundesrat festgesetzten Pflegebeitrags 

 25 Kantone haben eine Regelung zur Beteiligung der versicherten Person vorgesehen 
(AG, AI, AR, BE, BL, BS, FR, GE, GL, GR, JU, LU, NE, NW, OW, SG, SH, SO, SZ, TG, 
TI, UR, VD, ZG, ZH).  
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 Der Kanton Glarus kann in dieser Liste berücksichtigt werden, da er sich zur Beteiligung 
der versicherten Person an der Pflege im Pflegeheim geäussert hat, während die Beteili-
gung an der Pflege zu Hause in einer der drei Gemeinden des Kantons noch nicht be-
kannt ist. 

 Der Kanton Wallis sieht keine Beteiligung der versicherten Person vor, weder für die 
Pflegeheime noch für die Pflege zu Hause. 

 

b) Vorgesehene Regelung für die Pflege im Pflegeheim und/oder für die ambulan-
te Pflege 

Beteiligung der versicherten Person an der ambulanten Pflege: 

 In neun Kantonen ist keine Beteiligung vorgesehen (AG: im Jahr 2011, danach Beratung 
im Parlament; AI: nur für Pflegeleistungen, die von Pflegefachfrauen oder Pflegefach-
männern erbracht werden; BE; FR; JU; NE; TI; VS; VD; GL: zwei von drei Gemeinden 
haben bereits auf eine derartige Beteiligung verzichtet, während sich die dritte Gemeinde 
noch nicht entschieden hat). 

 Elf Kantone haben eine Beteiligung von 10% vorgesehen, einer davon nur für 2011 (AI; 
AR; BL: provisorisch; BS: Personen mit Anspruch auf Prämienverbilligung wird dieser Be-
trag vom Kanton zurückerstattet; GR; SG; SO: im Jahr 2011, danach 20%; SZ; TG: pro-
portional zum KLV-Betrag; ZG; ZH: keine Beteiligung für Kinder und Jugendliche bis zum 
Alter von 18 Jahren. Den Gemeinden steht es frei, die Eigenbeteiligung teilweise oder 
ganz zu übernehmen). 

 Der Kanton Genf sieht bei den subventionierten Organisationen je nach Finanzkraft der 
Klientin oder des Klienten einen Beitrag zwischen 0 und 10% vor. 

 Acht Kantone sehen eine Beteiligung von 20% vor (LU und OW: keine Beteiligung für 
Kinder und Jugendliche bis zum Alter von 18 Jahren; NW; UR; SH: im Jahr 2011: 20% 
und 2012 höchstens 20%; SO: in zwei Schritten – 10% im Jahr 2011 und 20% ab 2012; 
SG: für die Tages- und Nachtstrukturen; TG). 

Beteiligung der versicherten Person an der Pflege im Pflegeheim: 

 18 Kantone haben eine Beteiligung von 20% vorgesehen (AG; AR; BE; BL: provisorisch; 
FR; GL; GR; LU und OW: keine Beteiligung für Kinder und Jugendliche bis zum Alter von 
18 Jahren; NE: gemäss der Pflegebedarfsstufe; NW; SG; SH: im Jahr 2011: 20% und 
2012 höchstens 20%; SO; SZ; TG; UR; ZH: keine Beteiligung für Kinder und Jugendliche 
bis zum Alter von 18 Jahren. Den Gemeinden steht es frei, die Eigenbeteiligung teilweise 
oder ganz zu übernehmen).  

 Drei Kantone sehen eine Beteiligung von 10% vor (AI; VD: ausser im Jahr 2011 einen 
einmaligen Betrag von CHF 8.-/Tag; ZG). 

 Drei Kantone haben den Prozentsatz nicht angegeben (BS, JU, TI). 

 Zwei Kantone sehen keine Beteiligung für die Pflege im Pflegeheim vor (GE, VS). 

 

2.2.4. Regelung der Aufenthalte ausserhalb des Wohnkantons 

Die Antworten auf diese Frage sind nicht immer vollständig und die Umsetzungsmodalitäten 
sind von Kanton zu Kanton unterschiedlich.  

 Zehn Kantone haben ausdrücklich festgehalten, dass sie eine spezifische Regelung für 
Aufenthalte ausserhalb des Wohnkantons geschaffen haben (AG; AR; BE; JU; NE: für 
ausserkantonal untergebrachte Neuenburgerinnen und Neuenburger; OW; SG; SO; TI; 
ZG); vier dieser Kantone machen jedoch keine genaueren Angaben zu den Modalitäten 
(AR; BE; TI; ZG). 

 13 Kantone ziehen als Referenztarif für die Gewährung eines Kantonsbeitrags bei einem 
ausserkantonalen Pflegeheimaufenthalt den Tarif des Wohnkantons oder der Wohnge-
meinde heran (AG; AI; FR; GR; GL: erfolgt der Aufenthalt auf eigenen Wunsch, kann die 
Wohngemeinde ihren Beitrag begrenzen; JU; NE; OW; SG; SH; SO; TG; VS). 
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 Fünf Kantone verlangen eine Kostengutsprache (AG: die Kostengutsprache bezieht sich 
auf die Restkosten; GR; LU; OW; SG).  

 Der Kanton Basel-Landschaft gibt an, dass die Rechnung bei einem ausserkantonalen 
Aufenthalt entsprechend dem Abrechnungsverfahren im Wohnkanton gestellt werden 
muss. 

 Der Kanton Basel-Stadt weist darauf hin, dass für die Restfinanzierung der letzte Wohn-
sitz vor dem Heimeintritt massgebend ist. 

 Der Kanton Nidwalden gibt an, dass in allen Fällen die kantonale Pflegetaxe gilt. 

 Der Kanton Solothurn verrechnet Personen mit Wohnsitz in einem anderen Kanton einen 
Zuschlag zur kantonalen Taxe. 

 Der Kanton Jura hat keine Regelung für Personen aus einem anderen Kanton vorgese-
hen. 

 Zwei Kantone übernehmen die Kosten der Pflegeleistungen nicht, die für eine Person mit 
Wohnsitz ausserhalb des Kantons erbracht werden (FR, VS). 

 Vier Kantone haben keine spezifische Regelung vorgesehen (GE; VD: Anwendung des 
ELG und der kantonalen Gesetze für zusätzliche individuelle Unterstützungsleistungen 
und für Beiträge; ZG: ausserkantonale Aufenthalte sind im Sozialhilfegesetz geregelt; für 
Personen aus einem anderen Kanton berechnen die Pflegeheime direkt einen Aufschlag; 
ZH).  

 

2.2.5. Festlegung des kantonalen Kostenanteils für die Akut- und Übergangspflege 

Artikel 7b Absatz 1 KLV sieht vor, dass der Wohnkanton und die Versicherer die Kosten der 
Leistungen der Akut- und Übergangspflege anteilsmässig übernehmen und der Wohnkanton, 
jeweils für das Kalenderjahr, den kantonalen Anteil für die Kantonseinwohnerinnen und -
einwohner festsetzt; dieser Anteil beträgt mindestens 55%. Diese Bestimmung übernimmt 
die Modalitäten, die für die Spitalfinanzierung gesetzlich festgelegt sind (Art. 49a Abs. 2 
KVG). 

 20 Kantone (AG; AI; AR; BS; FR; GE; GL; GR; JU; NE; SG; SO; SZ; TG; TI; VD: im Jahr 
2011; VS; ZH) haben den kantonalen Anteil auf 55% festgelegt oder planen, ihn entspre-
chend festzusetzen (BE, LU). Diese Kantone haben sich somit für den minimalen Pro-
zentsatz entschieden, der von Gesetzes wegen zulässig ist.  

 In vier Kantonen steht der kantonale Kostenanteil noch nicht fest (BL; NW; SH: Akut- und 
Übergangspflege noch nicht operativ; UR). 

 

2.2.6. Spezifische Aufträge an die Leistungserbringer 

Die Vergabe von Leistungsaufträgen ermöglicht den Kantonen, die Leistungserbringer bes-
ser zu kontrollieren und allenfalls ihre Zahl zu begrenzen. 

Es ist schwierig, die Antworten auf diese Frage zu analysieren, da sie mehr oder weniger 
ausführlich sind. Einige Kantone haben Leistungsaufträge vorgesehen, ohne anzugeben, ob 
diese für alle Kategorien von Leistungserbringern gelten. In anderen Kantonen können ein 
oder mehrere Bereiche betroffen sein (Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause 
(Spitex), Pflegeheime, Akut- und Übergangspflege). 

 Acht Kantone erteilen den Leistungserbringern spezifische Leistungsaufträge (AI; BL; 
GE; GL; OW und SH: durch die Gemeinden; TI; ZG).  

 Sechs Kantone haben spezifische Leistungsaufträge für die Leistungserbringer im Spi-
texbereich vorgesehen (BE; BS; JU; SO; VS: anerkannte gemeinnützige Spitexorganisa-
tionen; VD). 

 Drei Kantone vergeben für die Akut- und Übergangspflege spezifische Leistungsaufträge 
an die Leistungserbringer (JU: Möglichkeit im Gesetz vorgesehen; SZ; UR). 

 Nach der Evaluation eines auf drei Jahre befristeten Pilotprojekts wird der Kanton Aargau 
sieben Einrichtungen Leistungsaufträge für die Akut- und Übergangspflege erteilen. 
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 Der Kanton Zürich hat zwei Alternativen vorgesehen: Die Gemeinden müssen entweder 
Leistungsvereinbarungen abschliessen oder Richtlinien im Bereich der Versorgungssi-
cherheit erlassen. 

 Zwei Kantone sehen vor, die Frage im Rahmen der Betriebsbewilligungen zu regeln 
(NW, TG).  

 Der Kanton Appenzell Ausserrhoden bezeichnet die zugelassenen Anbieter. 

 Der Kanton Luzern hat eine Rechtsgrundlage geschaffen, die eine Begrenzung der Leis-
tungserbringer im Bereich der Akut- und Übergangspflege ermöglicht, und vergibt Leis-
tungsaufträge für die stationäre Pflege. 

 Im Kanton Solothurn verfügen alle Spitexorganisationen über Leistungsvereinbarungen 
mit den Gemeinden oder Gemeindeverbänden. 

 Zwei Kantone geben an, dass diese Kompetenz bei den Gemeinden liegt (BL, SH). 

 Vier Kantone haben keine derartigen Aufträge vorgesehen (FR: die Frage muss noch 
geprüft werden; GR; NE: nicht im Jahr 2011; SG). 

 

2.2.7. Nutzung der Übergangsfrist in Absatz 2 der Übergangsbestimmungen vom 13. 
Juni 2008 

Den Kantonen wurde eine Frist von drei Jahren bis 31. Dezember 2013 eingeräumt, um die 
Tarife und Tarifverträge an die festgesetzten Beiträge der OKP an die Pflegeleistungen an-
zugleichen. 

 14 Kantone haben die Tarife und Tarifverträge sowohl für die Pflege im Pflegeheim als 
auch für die Pflege zu Hause (Spitex) auf das Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die 
Neuordnung der Pflegefinanzierung hin angeglichen. Mit anderen Worten, diese Kantone 
machen von der dreijährigen Übergangsfrist keinen Gebrauch (AI, AR, BS, GE, GR, JU, 
LU, NE, NW, OW, SG, SZ, UR, ZG). 

 Zwei Kantone nutzen die Frist für die ambulante und für die stationäre Pflege (BE, ZH). 

Einige andere Kantone haben die Tarife für den einen oder anderen dieser beiden Pflegety-
pen angeglichen: 

 Zwei Kantone nutzen diese Frist für den Spitexbereich (BL: im Jahr 2011; SO: in den 
Jahren 2011 und 2012). 

 Sieben Kantone haben vorgesehen, für die Pflegeheime von dieser Frist Gebrauch zu 
machen (AG: nur im Jahr 2011; FR; GL; SH; TG; VD; VS). 

 Bezüglich der Pflege im Pflegeheim hat der Kanton Tessin noch keine Entscheidung ge-
troffen. 

 

2.2.8. Massnahmen zur Verhinderung einer Sozialhilfe-Abhängigkeit aufgrund eines 
Heimaufenthalts 

Mehrere Kantone (11) gehen davon aus, dass sich durch die Anhebung der EL-Obergrenze 
in den meisten Fällen verhindern lässt, dass wegen eines Heimaufenthalts Sozialhilfe bean-
sprucht werden muss (AG; BE; BL; JU; NW; SG; TG; VD: die Sozialhilfe kommt nur zum 
Tragen, wenn kein Anspruch auf EL besteht; VS; ZG). 

Einige Kantone (6) lösen das Problem, indem sie die Pflegeheimtaxen oder Höchsttaxen 
festlegen (AG, BE, SG, SH, SO) oder indem sie diese Taxe bei der Berechnung der EL be-
rücksichtigen (NE). Die übrigen Kantone haben unterschiedliche Lösungen gewählt. 

 

3. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

3.1. Allgemeine Bemerkung 

Da die Gesetzesrevision den Kantonen grossen Spielraum bei der Festlegung der Vollzugs-
bestimmungen und -modalitäten belässt, weichen die gewählten Lösungen stark voneinan-
der ab und es ist oft schwierig, sie zusammenzufassen oder Gemeinsamkeiten herauszuar-
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beiten. Im Übrigen scheint die Grösse der Kantone bei der Wahl der Lösungen kein ent-
scheidender Faktor zu sein.  

 

3.2. Wichtige Punkte 

Nachstehend sind die wichtigsten Punkte zusammengefasst, d. h. der Erlass der kantonalen 
Bestimmungen, die Restfinanzierung, die Patientenbeteiligung und die Übergangsbestim-
mungen. 

 

3.2.1. Erlass der kantonalen Bestimmungen 

Einleitend wurde nach dem Stand der Verabschiedung der Ausführungsbestimmungen zum 
Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung gefragt. Die Mehrheit der Kanto-
ne hat ein Gesetz oder eine Verordnung, oder Bestimmungen in einem Gesetz oder einer 
Verordnung erlassen. In vier Kantonen hat der Regierungsrat eine Entscheidung getroffen.  

 

3.2.2. Restfinanzierung 

Die neue Pflegefinanzierung sieht vor, dass die nicht von der OKP übernommenen Kosten 
von den Versicherten (Beteiligung von höchstens 20% des höchsten vom Bundesrat festge-
setzten Pflegebeitrags, Art. 25a Abs. 5 KVG) und von den Kantonen (Restfinanzierung) fi-
nanziert werden. Die Beteiligung kann der versicherten Person nur verrechnet werden, wenn 
die Kosten der erbrachten Pflegeleistungen nicht vollständig durch die in der KLV vorgese-
henen Beträge gedeckt sind. Die Versicherten müssen zudem die Kostenbeteiligung nach 
Artikel 64 KVG (Franchise und Selbstbehalt) übernehmen.  

Da die Anteile der OKP und der Patienten definiert und limitiert sind, kann im Rahmen der 
Restfinanzierungsregel auf diesen beide Finanzierer nicht mehr zurückgegriffen werden, so 
dass de facto die Restfinanzierung durch den Kanton bzw. die Gemeinde sicher zu stellen 
ist. 

Die überwiegende Mehrheit der Kantone hat eine Restfinanzierungsregel getroffen und sieht 
eine Mitfinanzierung der Pflegekosten durch die öffentliche Hand vor. Nur zwei Kantone (SO, 
AI) sehen überhaupt keine Mitfinanzierung vor, ein Kanton (GE) sieht eine Mitfinanzierung 
nur bei anerkannten gemeinnützigen Einrichtungen vor. Soweit dies nicht dazu führt, dass 
die Patientenbelastung nach Artikel 25a Absatz 5 KVG überschritten wird, ist dies kaum zu 
beanstanden. Hingegen müsste aus Sicht des KVG auch in diesen Kantonen Artikel 25a 
Absatz 5 KVG konsequent umgesetzt und damit geregelt werden, wer allfällige, nicht ge-
deckte Pflegekosten zu tragen hat.  

In den meisten Fällen wird die Finanzierung direkt den Leistungserbringern überwiesen. Be-
züglich der Übernahme der Restfinanzierung bestehen drei Varianten: durch den Kanton, 
durch die Gemeinden oder durch den Kanton und die Gemeinden.  

  

Einige Kantone haben die Frage der Restfinanzierung im Fall von ausserkantonalen Heim-
aufenthalten angesprochen, die nicht explizit im KVG geregelt ist, sondern ebenfalls den 
Kantonen überlassen wird. Die Frage ergibt sich daraus, dass gemäss Rechtsprechung ein 
Heimaufenthalt noch keinen Wohnsitz nach Artikel 23 ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbu-
ches (ZGB; SR 210) begründet. Gemäss der Umfrage übernehmen bestimmte Kantone die-
se Finanzierung, während andere nicht darauf eintreten, was zu Problemen führen kann, vor 
allem für jene Versicherten, die sich bereits seit einiger Zeit in einem Heim befinden. Sofern 
nicht die Gastkantone diese Finanzierung gewährleisten, könnten sich diese Personen ver-
anlasst sehen, in ihren Wohnkanton zurückzukehren. Diese Lösung erscheint eher unbefrie-
digend und könnte zu einer Ungleichbehandlung zwischen den Versicherten führen. Das 
Problem liesse sich mit einem Wechsel des Wohnsitzes des Versicherten oder besser mit 
einer interkantonalen Vereinbarung lösen. Die GDK empfiehlt ausserkantonale Pflegeheim-
aufenthalte analog zur freien Spitalwahl im KVG, d.h. bis zur innerkantonalen Taxe, zu finan-
zieren. 
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3.2.3. Patientenbeteiligung 

Die Beteiligung von maximal 20% des höchsten Beitrages kann der versicherten Person nur 
verrechnet werden, wenn die Kosten der erbrachten Pflegeleistungen nicht vollständig durch 
die in der KLV vorgesehenen Beiträge gedeckt sind bzw. dürfen Beitrag der OKP und Patien-
tenbeteiligung nicht höher ausfallen, als die Kosten für die Pflegeleistungen. Da es sich um 
eine Kann-Bestimmung handelt, muss diese nicht zwingend geltend gemacht werden. Inso-
fern ist es zulässig, dass die Kantone eine tiefere Patientenbeteiligung vorsehen und im 
Rahmen der Restfinanzierung freiwillig mehr finanzieren. 

Der Gesetzgeber will ältere Menschen unterstützen, ein selbstständiges Leben zu führen. 
Die Mehrheit der Kantone hat deshalb die Beteiligung der Versicherten für die ambulante 
Pflege bei 10% festgelegt oder sogar ganz auf eine Patientenbeteiligung verzichtet und för-
dert damit die Inanspruchnahme der ambulanten Pflege anstelle der Pflege im Pflegeheim. 
Aus dem gleichen Grund wurde der Beitrag der Versicherten an die Pflege im Pflegeheim 
übrigens zumeist bei 20% festgesetzt. Da auch der Bund bei der Festlegung der Beiträge der 
OKP zwischen der Pflege ambulant und der Pflege im Heim unterscheiden, ist eine Differen-
zierung der Patientenbeteiligung nach diesem Kriterium rechtlich kaum zu beanstanden. 

Die Antworten zum Prozentsatz der Patientenbeteiligung sind nicht immer sehr klar und las-
sen sich auf zwei Arten auslegen. Sie können so verstanden werden, dass es sich um den 
Prozentsatz handelt (10 oder 20%), der entsprechend der Pflegebedarfsstufe festgelegt wird, 
oder aber dass unabhängig von der Pflegebedarfsstufe der Prozentsatz des Höchstbetrags 
von Artikel 7a KLV gemeint ist (zurzeit CHF 15.95 für die ambulante Pflege und CHF 21.60 
für die Pflege im Pflegeheim).  

 

3.2.4. Übergangsbestimmungen 

Gemäss den Übergangsbestimmungen vom 13. Juni 2008 können die Kantone die Tarife 
und Tarifverträge bis 31. Dezember 2013 an die festgelegten Beiträge der OKP angleichen. 
Die Mehrheit der Kantone hat davon nicht Gebrauch gemacht und bereits bei Inkrafttreten 
des Gesetzes die Beiträge nach Artikel 7a KLV zur Anwendung gebracht. Von den Kanto-
nen, die von der Übergangsfrist Gebrauch machen, haben einige eine Angleichung für die 
ambulante Pflege oder für die stationäre Pflege vorgesehen, während andere Kantone in 
beiden Bereichen eine Angleichung vorgesehen haben. Diese Angleichung erstreckt sich 
über ein bis drei Jahre. 

 

Beilagen: 

1) Fragebogen 

2) Liste der aktuellen kantonalen gesetzlichen Bestimmungen 

 

BUNDESAMT FÜR GESUNDHEIT 

26. April 2011 
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1. AG http://gesetzessammlungen.ag.ch/frontend/texts_of_law 
 

301.213 - Verordnung über die Umsetzung des Bundesgesetzes über die 
Neuordnung der Pflegefinanzierung für das Jahr 2011 vom 08.12.2010, 
in Kraft seit: 01.01.2011, Aktuelle Version in Kraft seit: 01.01.2011 bis: 
31.12.2011, (Beschlussdatum: 08.12.2010) 

2. AI http://www.ai.ch/dl.php/de/4d21ad94e1c18/800.011.pdf Standeskommissionsbeschluss über die Pflegefinanzierung vom 30. 
November 2010 e.v. 01.01.2011 

3. AR http://www.bgs.ar.ch/frontend/versions/436 
 

812.115 Vorläufige Verordnung über die Pflegefinanzierung  
vom 22.06.2010 (Stand 01.01.2011) 

4. BE http://www.gef.be.ch/gef/de/index/direktion/organisation/alba/formulare/alters-
_und_pflegeheime.assetref/content/dam/documents/GEF/ALBA/de/Formulare_Bewilligungen/Alter
s_u_Pflegeheime/Finanzierung_Tarife/informationsschreiben_neuordnung_pflegefinanzierung_d.pd
f#xml=http://194.124.141.40/texis/texis.exe/webinator/search_de/pdfhi.txt?vtid=1354&obtreeSearc
hURL=http%3A//www.be.ch/web/suche.htm&sector=1%2CKanton+Bern%2C/%2Cbe_de&query=
pflegefinanzierung&pr=be_de&prox=page&rorder=500&rprox=500&rdfreq=500&rwfreq=500&rle
ad=500&rdepth=0&sufs=2&order=r&uq=&cq=&id=4d9d9b391 

Neuordnung der Pflegefinanzierung; Entscheide des Regierungsrates 
vom 23. Dezember 2009 und weiteres Vorgehen vom 16. Februar 2010 
 
15.04.2011Tél à Mme Müller cheffe de l’office des affaires sociales 
061.633.78.79: pas d’autre projet de loi ou ordonnance, ce n’est pas 
nécessaire 

5. BL http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/protokolle/2010/p2010-12-09/2010-
293_eg_kvg.pdf 

362 Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
(EG KVG) Änderung vom 9. Dezember 20101 (§ 15a-15e und § 17b) 
(2010-293 vom 31. August 2010  

 http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2010/2010-293.pdf 
 

Vorlage: Änderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die 
Krankenversicherung (EG KVG), Umsetzung der neuen 
Pflegefinanzierung- Bericht der Volkswirtschafts- und 
Gesundheitskommission vom 26. November 2010- Beschluss des 
Landrats vom 8. Dezember 2010: < 1. Lesung abgeschlossen - Beschluss 
des Landrats vom 9. Dezember 2010: < beschlossen mit 4/5-Mehr ) 
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6. BS http://www.gesetzessammlung.bs.ch/sgmain/default.html 
 

834.410 Verordnung über die Krankenversicherung im Kanton Basel-
Stadt (KVO) vom 25. November 2008 

 http://www.asb.bs.ch/2011_merkblatt_kk_zu_hause-2.pdf Merkblatt über Vergütung von Krankheitskosten, gültig ab 1.1.2011 

 http://www.asb.bs.ch/2011_merkblatt_kk_heim-2.pdf 
 

Merkblatt über Vergütung von Krankheitskosten, gültig ab 1.1.2011 
gilt nur für Personen, die sich in einem Heim oder Spital aufhalten 

 http://www.langzeitpflege-
bs.ch/fileadmin/langzeitpflege/Merkblatt_Spitex_Dienste_Abrechnung_Restfinanzierung.pdf  

Merkblatt zur Abrechnung der Restfinanzierung nach KVG 
für Spitex-Anbieter ohne besonderen Leistungsauftrag, 24.11.2010 

7. FR http://www2.fr.ch/v_ofl_bdlf_pdf/en_vigueur/fra/82061v0001.pdf 
 

820.6 Loi du 9 décembre 2010 d’application de la loi fédérale sur le 
nouveau régime de financement des soins  

 http://www2.fr.ch/v_ofl_bdlf_pdf/en_vigueur/fra/8206v0001.pdf 
 

820.61 Ordonnance du 25 janvier 2011 sur le nouveau régime de 
financement des soins  

8. GE http://www.geneve.ch/legislation/rsg/f/rsg_k1_06.html 
 

K1 06 le financement résiduel est réglé selon les dispositions de la loi 
cantonale du 16 déc. 2009 sur le réseau de soins et le maintien à domicile 
(LSDom) 

 http://www.geneve.ch/legislation/rsg/f/rsg_j7_20.html 
 

J7 20 la loi du 4 déc. 2009 sur les établissements pour personnes âgées 
(LGEPA) 

  Directive DARES  

9. GL http://tonarchiv.gl.ch/data/2010.pdf 
 

Landsgemeinde 02.05.2010 § 16 Änderung des Einführungsgesetzes zum 
Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Neuordnung 
Pflegefinanzierung, Vollzug individuelle Prämienverbilligung) 
Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, dem Änderungsentwurf 
zuzustimmen: siehe Memorial Seiten 139–141. Die Landsgemeinde ist 
dem Antrag gefolgt. – Die Änderung des EG KVG tritt am 1. Januar 
2011 in Kraft. Der Landrat ist ermächtigt, zwingende Bedürfnisse 
vorläufig umzusetzen 
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10. GR http://www.gr-lex.gr.ch/frontend/versions/1199 
 
 

506.000 Gesetz über die Förderung der Krankenpflege und der 
Betreuung von betagten und pflegebedürftigen Personen 
(Krankenpflegegesetz) vom 02.12.1979, in Kraft seit: 01.01.1980 

 http://www.gr-lex.gr.ch/frontend/versions/1200 
 

506.060 Art. 11ss et 17ss Verordnung zum Gesetz über die Förderung 
der Krankenpflege und der Betreuung von betagten und 
pflegebedürftigen Personen (Verordnung zum Krankenpflegegesetz) 
Gestützt auf Art. 52 des Gesetzes vom 2. Dezember 1979 1) von der 
Regierung erlassen am 11. Dezember 2007  

11. JU http://rsju.jura.ch/extranet/common/rsju/index.html 832.11 Loi sur le financement des soins du 16 juin 2010  

 http://rsju.jura.ch/extranet/common/rsju/index.html 
 

832.111 Ordonnance 
sur le financement des soins du 7 décembre 2010  

12. LU http://www.multidigital.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2010/gs-10-
13.pdf#page=32&pagemode=bookmarks 

Nr. 867 Gesetz über die Finanzierung der Pflegeleistungen der 
Krankenversicherung (Pflegefinanzierungsgesetz) vom 13 Septembre 
2010 

 http://www.multidigital.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2011/gs-11-
02.pdf#page=24&pagemode=bookmarks 
 

Nr. 867a, Verordnung zum Pflegefinanzierungsgesetz 
(Pflegefinanzierungsverordnung) vom 30 November 2010, Änderung 
vom 1. Februar 2011 

 http://www.multidigital.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2010/gs-10-
14.pdf#page=20&pagemode=bookmarks 

Nr. 867b, Beschluss über den kantonalen Anteil an der Vergütung der 
Kosten der Akut- und Übergangspflege im Jahr 2011   

13. NE http://www.ne.ch/neat/site/jsp/rubrique/rubrique.jsp?StyleType=bleu&CatId=6399&DocId=40527 Lien pour toutes les modifications en matière de nouveau régime de 
financement des soins  

 http://www.ne.ch/neat/documents/social/publique/public_6399/Financement_soins_files/FO101015
02.pdf 

Loi sur le financement des établissements médico-sociaux (LFinEMS) du 
28 septembre 2010, promulguée le 21 février 2011 

 http://www.ne.ch/neat/documents/social/publique/public_ 
6399/Financement_soins_files/FO08_42_ACE_DSAS_TarifsSoinsEMS.pdf 

Arrêté fixant les tarifs des soins de longue durée au sens de l'article 25a 
LAMal dispensés en établissement médico-social (EMS) du 21 février 
2011 

 http://www.ne.ch/neat/documents/social/publique/public_6399/Financement_soins_files/FO50_08_
ACE_DSAS_05_ ReglFinancementsoins.pdf 

Règlement provisoire d'introduction de la loi fédérale sur le nouveau 
régime de financement des soins du 15 décembre 2010 

 3 

http://www.gr-lex.gr.ch/frontend/versions/1199
http://www.gr-lex.gr.ch/frontend/versions/1200
http://rsju.jura.ch/extranet/common/rsju/index.html
http://rsju.jura.ch/extranet/common/rsju/index.html
http://www.multidigital.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2010/gs-10-13.pdf#page=32&pagemode=bookmarks
http://www.multidigital.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2010/gs-10-13.pdf#page=32&pagemode=bookmarks
http://www.multidigital.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2011/gs-11-02.pdf#page=24&pagemode=bookmarks
http://www.multidigital.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2011/gs-11-02.pdf#page=24&pagemode=bookmarks
http://www.multidigital.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2010/gs-10-14.pdf#page=20&pagemode=bookmarks
http://www.multidigital.ch/kantonsblatt/archiv/pdf_2010/gs-10-14.pdf#page=20&pagemode=bookmarks
http://www.ne.ch/neat/site/jsp/rubrique/rubrique.jsp?StyleType=bleu&CatId=6399&DocId=40527
http://www.ne.ch/neat/documents/social/publique/public_6399/Financement_soins_files/FO10101502.pdf
http://www.ne.ch/neat/documents/social/publique/public_6399/Financement_soins_files/FO10101502.pdf
http://www.ne.ch/neat/documents/social/publique/public_%206399/Financement_soins_files/FO08_42_ACE_DSAS_TarifsSoinsEMS.pdf
http://www.ne.ch/neat/documents/social/publique/public_%206399/Financement_soins_files/FO08_42_ACE_DSAS_TarifsSoinsEMS.pdf
http://www.ne.ch/neat/documents/social/publique/public_6399/Financement_soins_files/FO50_08_ACE_DSAS_05_%20ReglFinancementsoins.pdf
http://www.ne.ch/neat/documents/social/publique/public_6399/Financement_soins_files/FO50_08_ACE_DSAS_05_%20ReglFinancementsoins.pdf


Annexe 2 /Beilage 2 
Lois cantonales sur le nouveau régime de financement des soins / Kantonale Gesetze betreffend die neue Pflegefinanzierung 

14. NW http://www.nw.ch/dl.php/de/4c1f3904656f8/EG_zur_BG_ueber_die_Neuordnung_der_Pflegefinanz
ierung.pdf 
 

Projet de loi : Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über die 
Neuordnung der Pflegefinanzierung 
742.112 Verordnung zur Pflegefinanzierung 
(Pflegefinanzierungsverodnung, PFV) du 21 déc. 2010 

 http://www.lexfind.ch/dtah/77447/2/ofgesetz.htm%3Ff%3Dtemplates%26fn%3Ddocument-
frame.htm%26q%3D%5BField%20742.112%3A%20%22742.112%22%5D%26x%3Dadvanced%2
62.0.html 

742.112 Verordnung zur Pflegefinanzierung 
(Pflegefinanzierungsverordnung, PFV) vom 21. Dezember 2010  

15. OW http://ilz.ow.ch/gessamml/pdf/851727.pdf 
 

851.727 Regierungsratsbeschluss über den Vertrag betreffend 
Pflegeleistungen gemäss dem Bundesgesetz über die 
Krankenversicherung (Pflegeheimvertrag) vom 16. November 2010 

16. SG http://www.gallex.ch/gallex//3/331.200.html 331.200 Verordnung über den Vollzug des Gesetzes über die 
Pflegefinanzierung vom 14. Dezember 2010 

 http://www.lexfind.ch/dtah/79642/2/331.21.html 
 

331.21 Verordnung über die Pflegefinanzierung vom 14. Dezember 2010 

 http://www.lexfind.ch/dtah/79645/2/331.22.html  331.22 Verordnung über die Zulassung von Tages- und Nachtstrukturen 
vom 14. Dezember 2010 

17. SH http://www.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente_nicht_im_Formularpool/Abstimmungen/2010/
AbstMag_2011-02-13.pdf  

Lien sur le nouveau financement des soins document pour la votation du 
13.02.2011 
Selon tél du 19.04.2011 la révision de la loi a été acceptée en votation et 
entrera en vigueur en 2012 

 http://rechtsbuch.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/gesetzestexte/Band_8/813.502.pdf 813.502 Verordnung zur Finanzierung der Pflegekosten im Jahre 2011 
vom 28. September 2010 

 http://www.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/Gesundheitsamt/10-09-28_VO-
Pflegefinanzierung-2011_RRB.PDF 

Regierungsratsbeschluss vom 28. September 2010 (betreffend 
Verordnung zur Finanzierung der Pflegekosten im Jahre 2011 
I. 

 
 
 

 4 

http://www.nw.ch/dl.php/de/4c1f3904656f8/EG_zur_BG_ueber_die_Neuordnung_der_Pflegefinanzierung.pdf
http://www.nw.ch/dl.php/de/4c1f3904656f8/EG_zur_BG_ueber_die_Neuordnung_der_Pflegefinanzierung.pdf
http://www.lexfind.ch/dtah/77447/2/ofgesetz.htm%3Ff%3Dtemplates%26fn%3Ddocument-frame.htm%26q%3D%5BField%20742.112%3A%20%22742.112%22%5D%26x%3Dadvanced%262.0.html
http://www.lexfind.ch/dtah/77447/2/ofgesetz.htm%3Ff%3Dtemplates%26fn%3Ddocument-frame.htm%26q%3D%5BField%20742.112%3A%20%22742.112%22%5D%26x%3Dadvanced%262.0.html
http://www.lexfind.ch/dtah/77447/2/ofgesetz.htm%3Ff%3Dtemplates%26fn%3Ddocument-frame.htm%26q%3D%5BField%20742.112%3A%20%22742.112%22%5D%26x%3Dadvanced%262.0.html
http://ilz.ow.ch/gessamml/pdf/851727.pdf
http://www.gallex.ch/gallex//3/331.200.html
http://www.lexfind.ch/dtah/79642/2/331.21.html
http://www.lexfind.ch/dtah/79645/2/331.22.html
http://www.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente_nicht_im_Formularpool/Abstimmungen/2010/AbstMag_2011-02-13.pdf
http://www.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente_nicht_im_Formularpool/Abstimmungen/2010/AbstMag_2011-02-13.pdf
http://rechtsbuch.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/gesetzestexte/Band_8/813.502.pdf
http://www.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/Gesundheitsamt/10-09-28_VO-Pflegefinanzierung-2011_RRB.PDF
http://www.sh.ch/fileadmin/Redaktoren/Dokumente/Gesundheitsamt/10-09-28_VO-Pflegefinanzierung-2011_RRB.PDF


Annexe 2 /Beilage 2 
Lois cantonales sur le nouveau régime de financement des soins / Kantonale Gesetze betreffend die neue Pflegefinanzierung 

18. SO http://www.so.ch/fileadmin/internet/ddi/igsaa/pflege_und_betreuung/interpellation/med_sod_2010_
10_25_neuordnung_ pflegefinanzierung_sogeko.pdf 

Grundsätzliche Prüfung der Auswirkungen 

 http://bgs.so.ch/frontend/versions/3233 832.15 Verordnung über die Akut- und Übergangspflege (AüP) vom 29. 
Juni 2010 

 http://www.appl.so.ch/appl/rrb/daten/rrb2010/1025/000001736007_2010_1922.pdf  
 

Regierungsratsbeschluss: Ambulante Pflege zu Hause (Spitex) – 
Taxweisungen zur Umsetzung der neuen Pflegefinanzierung für das Jahr 
2011, vom 25 Oktober 2010 

 http://www.appl.so.ch/appl/rrb/daten/rrb2010/1025/000001736008_2010_1923.pdf 
 

Regierungsratsbeschluss: Alter: Langzeitpflege Heime – Festlegung 
Höchsttaxen 2011, vom 25 Oktober 2010 

 http://www.appl.so.ch/appl/rrb/daten/rrb2010/0928/000001717005_2010_1747.pdf 
 

Regierungsratsbeschluss: Neuordnung der Pflegefinanzierung – 
Übergangsregelung für die Spitex vom 28 September 2010 

 http://www.appl.so.ch/appl/rrb/daten/rrb2010/0810/000001680852_2010_1446.pdf Regierungsratsbeschluss: Neuordnung der Pflegefinanzierung - 
Übergangsregelung für die Alters- und Pflegeheime vom 28 September 
2010 

19. SZ http://www.lexfind.ch/dtah/76350/2/571_110.pdf   571.110 Gesundheitsverordnung (GesV) vom 16 Oktober 2002 

 http://www.lexfind.ch/dtah/76387/2/361_511.pdf 361.511 Pflegefinanzierungsverordnung vom 3. Novembre 2010 

20. TG http://www.gesundheitsamt.tg.ch/documents/Def.Verordnung_KVG_Aenderung_betreffend_Neuor
dnung_Pflegefinanzierung.pdf 
 

Verordnung betreffend die Änderung der Verordnung des 
Regierungsrates zum Gesetz über die Krankenversicherung vom 19. 
Dezember 1995 vom 7. Dezember 2010 

21. TI http://www3.ti.ch/CAN/sw/temi/rl/variazioni/pdf_rl/6.4.5.1.pdf 6.4.5.1 Legge concernente il promovimento, il coordinamento  
e il finanziamento delle attività a favore delle persone anziane (LAnz) del 
30 novembre 2010 

 http://www3.ti.ch/CAN/sw/temi/rl/variazioni/pdf_rl/6.4.5.5.pdf 
 

6.4.5.5 Legge sull’assistenza e cura a domicilio (LACD) del 30 
novembre 2010 

22. UR http://ur.lexspider.com/html/20-2231.htm 2231 GESETZ über die Langzeitpflege vom 26. September 2010 

 http://ur.lexspider.com/html/20-2235.htm 2235 VERORDNUNG über die Akut- und Übergangspflege vom 16. 
Juni 2010  
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23. VD http://www.vd.ch/fileadmin/user_upload/organisation/dsas/sash/Directive_Fin_resid_15mars2011_a
nnexes.pdf 
 

Directive du 15 mars 2011 relative aux modalités du financement 
résiduel des soins  par l’Etat et les régimes sociaux dans les 
établissements médico-sociaux et les structures de soins de jour ou de 
nuit et ses annexes 

 http://www.rsv.vd.ch/dire-
cocoon/rsv_site/doc.pdf?docId=852269&Pvigueur=&Padoption=&Pcurrent_version=0&PetatDoc=
vigueur&Pversion=&docType=arrete&page_format=A4_3&isRSV=true&isSJL=true&outformat=p
df&isModifiante=false 

ARRÊTÉ 832.01.4 fixant de manière transitoire les conditions à respecter 
par les organisations de soins à domicile pour être admis à pratiquer à la 
charge de l'assurance obligatoire des soins du 16 mars 2011 

24. VS http://www.vs.ch/navig/navig.asp?MenuID=4618&RefMenuID=0&RefServiceID=0 
http://www.vs.ch/public/public_lois/fr/Pdf/805.10.pdf  

805.10 Ordonnance concernant le financement des soins de longue durée 
du 1er septembre 2010 

 
 

idem 805.1 Décret concernant le financement des soins de longue durée du 5 
mai 2010 

 idem 805.101Arrêté fixant les contributions de l’assurance obligatoire des 
soins pour la mise en oeuvre du nouveau régime de financement des 
soins du 7 décembre 2010 

 idem 805.102 Arrêté fixant les coûts facturables et les contributions résiduelles 
des pouvoirs publics pour les établissements médico-sociaux, les lits 
d’attente hospitaliers, les structures des soins de jour ou de nuit, les 
centres médico-sociaux et les infirmières et infirmiers indépendants du 7 
décembre 2010 

25. ZG http://www.zug.ch/behoerden/staatskanzlei/kanzlei/bgs/8-gesundheit-arbeit-soziale-sicherheit 841.713 Übergangsverordnung zum Bundesgesetz über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung vom 21. Dezember 2010 

26. ZH http://www2.zhlex.zh.ch/appl/zhlex_r.nsf/0/4BA476B79828DDB1C12577E1003BC8AE/$file/855.
1_27.9.10.pdf 

855.1 Pflegegesetz vom 27. September 2010 

 http://www2.zhlex.zh.ch/appl/zhlex_r.nsf/0/97F8A866AC80D2D6C12578410037256B/$file/855.11
_22.11.10_72.pdf 

855.11 Verordnungüber die Pflegeversorgung vom 2.November 2010) 
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